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An die
Ärztekammer
Per E-Mail:  begutachtung@aerztekammer.at
An das
Bundesministerium für Gesundheit
Per E-Mail:  IIA3@bmg.gv.at


Wien, am 6. Mai 2011
Betrifft: Verordnung  der  Österreichischen  Ärztekammer  zur  Qualitätssicher- ung der ärztlichen Versorgung durch niedergelassene Ärztinnen und Ärzte und Gruppenpraxen sowie zur Qualitätsberichterstattung über die ärztliche Versorgung im ambulanten Sektor (Qualitätssicherungs- verordnung  2011  –  QS-VO 2011)  gemäß  §  118c  Ärztegesetz  1998, BGBl. I Nr. 169 idF BGBl. I Nr. 61/2010
Sehr geehrte Damen und Herren!
Zum Entwurf einer Verordnung der Österreichischen Ärztekammer zur Qualitäts- sicherung der ärztlichen Versorgung durch niedergelassene Ärztinnen und Ärzte und Gruppenpraxen sowie zur Qualitätsberichterstattung über die ärztliche Versorgung im ambulanten Sektor (Qualitätssicherungsverordnung 2011 – QS-VO 2011) gemäß
§ 118c Ärztegesetz 1998, BGBl. I Nr. 169 idF BGBl. I Nr. 61/2010, nimmt der Behin- dertenanwalt wie folgt Stellung:
Zu § 5 Abs. 5 QS-VO 2011:
Grundsätzlich wird begrüßt, dass sich Patientinnen und Patienten schon vor dem Besuch der Gesundheitseinrichtung über deren baulichen Gegebenheiten informie- ren können.
Es wird jedoch darauf hingewiesen, dass analog zur Forderung geschlechterneutra- ler Formulierungen sich auch der Gebrauch von Termini im Bereich der Menschen mit Behinderung und chronischer Erkrankungen geändert hat.
Grundsätzlich herrscht innerhalb der Vereinigung der Menschen mit Behinderung Konsens darüber, dass die Person und nicht deren Behinderung im Vordergrund stehen muss. Die Vorgangsweise, dem Begriff „Behinderung“ durch die Verwendung des Ausdrucks „besonderen Bedürfnisse“ gänzlich auszuweichen, wird jedoch auch vielfach abgelehnt. Die meisten „Bedürfnisse“ die angesprochen werden, sind a priori nicht „besonders“. Das Bedürfnis eine Toilette zu nutzen ist für RollstuhlfahrerInnen, blinde Menschen oder Personen ohne nennenswerte Behinderung analog; nur der Weg mag ein wenig anders sein.
Es wird daher angeregt, die Wortfolge „Menschen mit besonderen Bedürfnissen“
durch „Menschen mit Behinderung“ zu ersetzen.
Zu § 6 Abs. 2 und § 22 QS-VO 2011:
In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass seit 1. Jänner 2006 das Bundes-Behindertengleichstellungsgesetz in Kraft ist.
Demnach darf niemand auf Grund einer Behinderung unmittelbar oder mittelbar dis- kriminiert werden. Menschen mit Behinderungen soll damit eine gleichberechtigte Teilhabe am Leben in der Gesellschaft und eine selbstbestimmte Lebensführung er- möglicht werden. Bauliche und sonstige Anlagen gelten im Sinne des Gesetzes als barrierefrei, wenn sie für Menschen mit Behinderungen in der allgemein üblichen Weise, ohne besondere Erschwernis und grundsätzlich ohne fremde Hilfe zugänglich und nutzbar sind.
Das Bundes-Behindertengleichstellungsgesetz ist auf Ordinationen und Gruppenpra- xen anzuwenden, da aufgrund des Behandlungsvertrages nicht nur ein Rechtsver- hältnis, sondern zweifelsohne auch eine der Öffentlichkeit zur Verfügung stehende Dienstleistung vorliegt. Hierfür unerheblich ist, ob seitens der Krankenversicherung eine Vergütung der ärztlichen Behandlung erfolgt.
Es besteht daher für Ärzte bzw. Ärztinnen die Verpflichtung, ihre Ordinationen im Rahmen der bestehenden Übergangsfristen barrierefrei zugänglich zu machen. Ein nicht barrierefreier Zugang kann eine mittelbare Diskriminierung darstellen und in Folge zu Schadenersatzansprüchen der Betroffenen führen.
Zu § 8 Abs. 2 QS-VO 2011:
Nach dem Entwurf haben Tiere, die sich in der Gesundheitseinrichtung befinden, keinen Zugang zum Behandlungsraum oder befinden sich in einem eigens dafür vor- gesehen Raum. In den Erläuternden Bemerkungen wird ergänzt, dass Blinden- und Begleithunde die Praxisräumlichkeiten mit Einverständnis des Betreibers bzw. der Betreiberin betreten dürfen.
Wie dargestellt, darf aufgrund des Bundes-Behindertengleichstellungsgesetzes nie- mand auf Grund einer Behinderung diskriminiert werden. Menschen mit Behinderung soll die gleichberechtigte Teilhabe am Leben in der Gesellschaft und eine selbstbe- stimmte Lebensführung ermöglicht werden.
Bei einem Blindenführhund handelt es sich nicht um einen gewöhnlichen Hund, son- dern um ein Hilfsmittel, das eine blinde Person im Bereich der Mobilität unterstützt, deren Wahrnehmungsprobleme ausgleicht und eine gefahrlose Bewegung in vertrau- ter und fremder Umgebung ermöglicht (vgl § 39a Bundesbehindertengesetz). Ein Zu- trittsverbot für diese Hunde benachteiligt blinde Personen gegenüber anderen Per- sonen ohne sachliche Rechtfertigung. Dies kann eine Diskriminierung im Sinne des Bundes-Behindertengleichstellungsgesetzes darstellen und in Folge zu Schadener- satzansprüchen der Betroffenen führen.
Es wird daher angeregt, vorzusehen, dass Blinden- und Begleithunden grundsätzlich der Zutritt in alle Praxisräumlichkeiten vorbehaltlos zu gestatten ist.
Mit freundlichen Grüßen
Dr. Erwin Buchinger


